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Kleine Anfrage 372 
der Fraktion der SPD 

betr. „Deutsche Soldatenzeitung" 

Wir fragen die Bundesregierung : 

1. Bis zu welchem Zeitpunkt hat das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung die in dem Prozeß des Schild-Verlages in 
München gegen das Presse- und Informationsamt vor dem Land-
gericht Bonn genannten Subventionen für die Herausgabe der 
„Deutschen Soldatenzeitung" in Höhe von 13 000 DM gezahlt ? 

2. War der Bundesregierung bei der letzten Zahlung bereits bekannt, 
welche Angriffe in der „Deutschen Soldatenzeitung" gegen die 
Bestrebungen von Regierung und Parlament auf eine moderne Ge-
staltung des Verhältnisses von bewaffneter Macht und Demokratie, 
insbesondere gegen die Prinzipien der inneren Führung, gerichtet 
wurden ? 

3. Hält die Bundesregierung die finanzielle Unterstützung einer Zei-
tung, deren antisemitische und antidemokratische Tendenzen seit 
längerem bekannt sind, mit ihren Pflichten zur Wahrung der 
demokratischen Grundordnung für vereinbar? 

Bonn, den 16. Juli 1957 

Ollenhauer und Fraktion 


